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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Vieh- 
seuchengesetzes 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 121. Sitzung am 9. April 1954 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Ge- 
setzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heeer. Bad Godesbere. Rheinallee 20. 



Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Viehseuchengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Viehseuchengesetz vom 26. Juni 1909 
(Reichsgesetzbl. S. 519) in der Fassung der 
Gesetze vom 18. Juli 1928 (Reichsgesetzbl. I 
S. 289), vom 10. Juli 1929 (Reichsgesetzbl. I 
S. 133), vom 13. November 1933 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 969) und der Verordnung vom 

2. April 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 606) wird 
wie folgt geändert: 

1. In §17 Nr. 1 werden die Worte „im Eisen- 
bahn- und Schiffsverkehre“ ersetzt durch 
die Worte „bei Transporten jeder Art;“. 

2. § 66 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. für Tiere, die nach rechtzeitig erstatte- 
ter Anzeige an Rotz, Lungenseuche, 
Schweinepest, ansteckender Schweine- 
lähme (Teschener Krankheit), Brucellose 
(seuchenhaftes Verferkeln) der Schweine 
oder Hühnerpest gefallen sind, wenn die 
Voraussetzungen gegeben waren, unter 
denen die polizeiliche Anordnung der 
Tötung erfolgen muß;“. 

3. § 66 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. für Tiere, von denen anzunehmen ist, 
daß sie infolge einer polizeilich angeord- 
neten Maßnahme diagnostischer Art 
oder Impfung geschlachtet werden muß- 
ten oder eingegangen sind;“. 

4. In § 67 Abs. 1 werden die Buchstaben b 
und c und der darauffolgende Halbsatz 
durch den folgenden Buchstaben b ersetzt: 

„b) mindestens zur Hälfte bei Maul- und 
Klauenseuche und mindestens zu einem 
Drittel bei Tuberkulose (§ 10 Abs. 1 
Nr. 12), Schweinepest, ansteckender 


Schweinelähme (Teschener Krankheit), 
Brucellose (seuchenhaftes Verferkeln) 
der Schweine oder Hühnerpest, wenn 
die Tiere wegen einer dieser Seuchen ge- 
tötet worden sind und die Voraussetzun- 
gen des Buchstabens a nicht vorliegen.“. 

5. § 68 erhält folgende Fassung: 

„Der Entschädigung wird der gemeine 
Wert des Tieres zugrunde gelegt und 
zwar, abgesehen von der Tuberkulose 
(§10 Abs. 1 Nr. 12), ohne Rücksicht auf 
die Wertminderung, die das Tier dadurch 
erlitten hat, daß es von der Seuche er- 
griffen oder einer ‘polizeilich angeordne- 
ten Maßnahme diagnostischer Art oder 
Impfung unterworfen worden ist. 

Die Entschädigung ist in voller Höhe 
des nach Absatz 1 berechneten Wertes zu 
zahlen; sie mindert sich jedoch um ein 
Fünftel 

1. für Tiere, die behaftet waren 

a) mit Rotz, Milzbrand, Rauschbrand, 
Lungenseuche, Tuberkulose (§ 10 
Abs. 1 Nr. 12), Brucellose (seuchen- 
haftes Verferkeln) der Schweine oder 

b) mit Schweinepest, ansteckender 
Schweinelähme (Teschener Krank- 
heit) oder Hühnerpest; 

2. für Tiere, die wegen einer in dem Tier- 
bestand festgestellten Seuche der in 
Nummer 1 Buchstabe b genannten Art 
getötet worden sind. 

Auf die zu leistende Entschädigung wird 
der Wert derjenigen Teile des getöteten 
Tieres angerechnet, die dem Besitzer nach 
Maßgabe der polizeilichen Anordnungen 
zur Verfügung bleiben.“. 
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6. Nach § 68 wird folgender § 68 a eingefügt: 

„§ 68 a 

Steht dem Entschädigungsberechtigten 
ein Anspruch auf Ersatz des Schadens 
gegen einen Dritten zu, so geht der An- 
spruch auf den nach diesem Gesetz und 
den dazu ergangenen und noch ergehen- 
den Bestimmungen der Länder zur Ent- 
schädigung Verpflichteten über, soweit 
dieser dem Entschädigungsberechtigten 
den Schaden ersetzt. Der Übergang kann 
nicht zum Nachteil des Entschädigungs- 
berechtigten geltend gemacht werden. 
Gibt der Entschädigungsberechtigte seinen 
Anspruch gegen den Dritten oder ein zur 
Sicherung des Anspruchs dienendes Recht 
auf, so wird der zur Entschädigung Ver- 
pflichtete insoweit frei, als er aus dem 
Anspruch oder dem Recht hätte Ersatz 
erlangen können. 

Richtet sich der Ersatzanspruch des 
Entschädigungsberechtigten gegen einen 
mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben- 
den Familienangehörigen, so ist der Über- 
gang ausgeschlossen; der Anspruch geht 
jedoch über, wenn der Angehörige den 
Schaden vorsätzlich verursacht hat.“. 

7. § 70 Nr. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Diese Frist beträgt bei Milzbrand und 
Rauschbrand 14 Tage, bei Maul- und 
Klauenseuche 28 Tage, bei Schweinepest 
und ansteckender Schweinelähme (Tesche- 
ner Krankheit) 33 Tage, bei Rotz, Brucel- 
lose (seuchenhaftes Verferkeln) der 
Schweine und Hühnerpest 90 Tage, bei 


Lungenseuche 180 Tage und bei Tuber- 
kulose (S 10 Abs. 1 Nr. 12) 270 Tage.“. 

8. § 71 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. für Tiere, die an einer ihrer Art oder 
dem Grade nach unheilbaren und unbe- 
dingt tödlichen Krankheit gelitten haben; 
dies gilt nicht, wenn die Tiere 

a) an Milzbrand, Rauschbrand, Rotz, 
Lungenseuche, Maul- und Klauenseu- 
che, Tuberkulose (§ 10 Abs. 1 Nr. 12), 
Schweinepest, ansteckender Schweine- 
lähme (Teschener Krankheit), Brucel- 
lose (seuchenhaftes Verferkeln) der 
Schweine oder Hühnerpest gelitten 
haben oder 

b) infolge einer Krankheit, die auf eine 
polizeilich angeordnete Maßnahme 
diagnostischer Art oder Impfung zu- 
rückzuführen ist, verendet sind oder 
geschlachtet werden mußten;“. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund der in diesem Gesetz enthaltenen Er- 
mächtigungen erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsge- 
setzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt drei Monate nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


I. 

Die vorgeschlagenen Änderungen und Ergän- 
zungen betreffen zwei Gebiete des Viehseu- 
chengesetzes, deren Neufassung aus zwingen- 
den Gründen noch vor der beabsichtigten um- 
fassenden Änderung des Gesetzes erforderlich 
ist. 

1. Schutzmaßregeln im Tierverkehr. 

Die Entwicklung des Verkehrs, insbesondere 
des Kraftfahrzeugverkehrs, erfordert die Aus- 
dehnung der in § 17 Nr. 1 vorgesehenen Mög- 
lichkeit der Untersuchung von Tieren im Eisen- 
bahn- oder Schiffsverkehr auf alle Beförde- 
rungsmittel. 


2. Entschädigung für Tierverluste. 

Infolge der bedrohlichen Entwicklung der 
Seuchen bei Schweinen und Geflügel seit dem 
, Jahre 1940 sind die Bestimmungen über die 
Schweinepest und Hühnerpest geändert und 
neue Vorschriften über die Bekämpfung 
der ansteckenden Schweinelähme (Teschener 
Krankheit) und der Brucellose (seuchenhaftes 
Verferkeln) der Schweine erlassen worden. Die 
Entschädigung für Seuchenverluste ist bisher 
aber nicht abschließend geregelt worden. Da- 
her bedürfen die Entschädigungsbestimmungen 
des Gesetzes (§§ 66 bis 73) einer entsprechen- 
den Änderung und Ergänzung. 



II. 

Im einzelnen werden die Bestimmungen des 
Entwurfs wie folgt begründet: 

Zu § 17 Nr. 1 

Die Erfahrungen auf dem Gebiete der Tier- 
seuchenbekämpfung, insbesondere bei der in 
den letzten Jahren herrschenden Maul- und 
Klauenseuche, haben immer wieder gezeigt, 
daß die nicht kontrollierten Tiertransporte 
mit Kraftfahrzeugen wesentlich zur Verbrei- 
tung der Tierseuchen beigetragen haben. 

Die in § 17 Nr. 1 des Viehseuchengesetzes 
vorgesehene Untersuchung erfaßt nur den Tier- 
transport im Eisenbahn- und Schiffsverkehr. 
Beim Erlaß des Gesetzes sind Tiertransporte 
mit Kraftfahrzeugen wegen ihrer geringen Be- 
deutung nicht berücksichtigt worden. Diese 
Transportverhältnisse haben sich inzwischen 
grundlegend geändert. Heute werden Tiertrans- 
porte mit Kraftfahrzeugen in erheblichem 
Umfange durchgeführt. Hinzu kommen noch 
die Transporte im Luftverkehr, die nach der 
voraussehbaren Entwicklung ständig zuneh- 
men werden. 

Um die bestehende Gefahr der Verschleppung 
von Seuchen durch Tiertransporte soweit wie 
möglich einzuschränken, ist eine Ausdehnung 
der in § 17 Nr. 1 des Viehseuchengesetzes vor- 
gesehenen Untersuchung auf alle Beförderungs- 
mittel erforderlich. 

Zu den §§ 66 bis 73 

Durch die immer stärkere Ausbreitung der 
Schweinepest und Schweinelähme (Teschener 
Krankheit) sah sich der Reichsminister des 
Innern veranlaßt, durch Runderlaß vom 22. 
Mai 1940 (RMBliV. S. 1011) eine Entschädi- 
gung für die aus Anlaß dieser Seuchen getöte- 
ten Schweine zu gewähren. Durch viehseuchen- 
polizeiliche Anordnung vom 12. Dezember 
1942 (RGB1.I S. 689) wurde außerdem die 
Entschädigung für aus Anlaß der Hühnerpest 
getötete Hühner eingeführt. Diese Entschädi- 
gungen wurden zunächst aus Reichsmitteln ge- 
zahlt. Schon damals war vorgesehen, die Be- 
stimmungen des Viehseuchengesetzes über die 
Entschädigung für Tierverluste (§§ 66 ff.) zu 
ergänzen. Aus kriegsbedingten Gründen sind 
diese Maßnahmen nicht mehr durchgeführt 
worden. Nach dem Kriege haben die Länder 
Entschädigungen nach Maßgabe der o. a. Be- 
stimmungen unter Einbeziehung der Brucel- 
lose (seuchenhaftes Ver ferkeln) der Schweine 
gewährt, wozu der Bund seit 1950 Zuschüsse 


geleistet hat. Da der Bundesminister der Fi- 
nanzen mitgeteilt hat, daß die bisher für die 
Übergangszeit nach dem Kriege aus Bundes- 
mitteln geleisteten Zuschüsse in Zukunft den 
Ländern nicht mehr zur Verfügung gestellt 
werden können, ist auch im Interesse einer 
wirksamen Tierseuchenbekämpfung die vor- 
gesehene Neuregelung erforderlich. 

Zu § 66 Nr. 2 

Bisher ist die Gewährung einer Entschädigung 
für Tiere, die nach rechtzeitig erstatteter An- 
zeige gefallen sind, nur bei Rotz und Lungen- 
seuche vorgeschrieben. Eine Ausdehnung dieser 
Regelung auf die neu aufgeführten Seuchen ist 
notwendig, um sowohl im Interesse der Seu- 
chenbekämpfung einen Anreiz zur Anzeige zu 
geben als auch berechtigte Ansprüche der Tier- 
besitzer erfüllen zu können. 

Zu § 66 Nr. 3 

Entschädigungsfälle dieser Art sind selten. 
Durch die Erweiterung des Begriffes „Imp- 
fung“ um den Begriff „Maßnahmen dia- 
gnostischer Art“ werden eine Reihe von Ein- 
griffen, wie Entnahme von Blut oder Proben 
aus verschiedenen Organen, berücksichtigt, 
denen heute ln diesem Zusammenhang die 
gleiche Stellung wie der Impfung zukommt. 
Weiterhin ist in der bisherigen F assung eine Ent- 
schädigung nur vorgesehen, wenn anzunehmen 
ist, daß das Tier infolge einer polizeilich an- 
geordneten Impfung eingegangen ist. Durch 
die Neufassung soll auch in den Fällen der 
Entschädigungsanspruch gegeben werden, in 
denen die rechtzeitige Schlachtung z. B. aus 
Gründen des Tierschutzes oder zur Vermei- 
dung eines Totalverlustes geboten ist. 

Zu § 67 Abs. 1 

Bei den neueingefügten Seuchen wird die 
Beteiligung des Staates an der Aufbringung 
der Entschädigung zu einem Drittel für ange- 
messen gehalten. 

Zu § 68 

Bezüglich der Erweiterung des Begriffes „Imp- 
fung“ vgl. Begründung zu § 66 Nr. 3. 

Die gesonderte Behandlung des Rotzes hin- 
sichtlich der Entschädigung ist nicht mehr ge- 
rechtfertigt, zumal die Seuche heute nur sehr 
selten vorkommt. 

Bei den vier neuaufgeführten Seuchen wird 
für seuchenkranke Tiere in Angleichung an 
die Regelung bei Rotz, Milzbrand, Rausch- 
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brand, Lungenseuche und Tuberkulose (§10 
Abs. 1 Nr. 12) eine Entschädigung von vier 
Fünfteln des gemeinen Wertes für angemessen 
gehalten. Wenn Schweinepest, ansteckende 
Schweinelähme oder Hühnerpest in einem Be- 
stand ausgebrochen ist, muß davon ausgegan- 
gen werden, daß zahlreiche Tiere des Bestan- 
des bereits den Ansteckungsstoff aufgenommen 
haben und nach Ablauf der Inkubationszeit 
tödlich erkranken werden. Es ist deshalb nicht 
nur im Interesse der allgemeinen Seuchenbe- 
kämpfung, sondern auch des Besitzers erfor- 
derlich, den betroffenen Tierbestand bald- 
möglichst zu töten. Da durch die hohe Sterb- 
lichkeitsziffer und die durch den Seuchenaus- 
bruch bedingten Sperrmaßnahmen bereits eine 
erhebliche Wertminderung des gesamten be- 
troffenen Bestandes eingetreten ist, obgleich 
Krankheitserscheinungen am einzelnen Tier 
bei rechtzeitig erfolgter Tötung oft nicht nach- 
gewiesen werden können, ist auch dann eine 
Entschädigung in Höhe von vier Fünfteln des 
gemeinen Wertes für alle Tiere des Bestandes 
angemessen, wenn eine der genannten Seuchen 
bei nur einem Tiere des Bestandes festgestellt 
worden ist. 

Nach § 68 Abs. 2 Nr. 1 der bisherigen Fassung 
ist auf die zu leistende Entschädigung die aus 
Privatverträgen zahlbare Versicherungssumme 
je nach der Seuchenart entweder zu drei Vier- 
teln, vier Fünfteln oder zum vollen Betrage 
anzurechnen. Demgegenüber wird auf Grund 
der Bestimmung des § 117 Nr. 1 des Gesetzes 
über den Versicherungsvertrag vom 30. Mai 
1908 (RGBl. S. 263) und der gleichlautenden 
Bestimmung des § 1 Nr. 4 a der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen für Tierlebensver- 
sicherung der Versicherungsschutz ausgeschlos- 
sen, soweit dem Versicherungsnehmer nach ge- 
setzlicher Vorschrift ein Anspruch auf Ent- 
schädigung aus öffentlichen Mitteln zusteht 
oder zustehen würde. Bei der Tierlebensversi- 
cherung handelt es sich um eine zusätzliche 
Sicherung des Tierhalters, die er nur durch 
Aufbringung besonderer Mittel erzielen kann. 
Daneben hat er — wie jeder andere Tierhalter 
— Beiträge zu den Tierseuchenkassen zu lei- 
sten. Daher ist es nicht zu vertreten, daß im 
Falle des Bestehens einer Tierlebensversiche- 
rung für den Staat oder die Tierseuchenkassen 
die Möglichkeit besteht, den zusätzlich erlang- 
ten Versicherungsschutz zu ihrer Entlastung in 


Anrechnung zu bringen. Zur Vermeidung einer 
ungerechtfertigten Benachteiligung der frei- 
willigen Tierversicherungsnehmer und einer 
unbegründeten Belastung der Tierlebensver- 
sicherer war daher die Bestimmung des § 68 
Abs. 2 Nr. 1 zu streichen. 

Zu § 68 a 

In den Fällen, in denen der geschädigte Tier- 
halter einen Anspruch auf Entschädigung nach 
den §§ 66 ff. des Viehseuchengesetzes hat, 
können darüber hinaus ihm noch Ersatzan- 
sprüche gegen Dritte zustehen. Bei diesen An- 
sprüchen wird es sich im wesentlichen um Ge- 
währleistungs- und Schadenersatzansprüche 
handeln. Eine Bestimmung über den gesetzli- 
chen Übergang dieser Ersatzansprüche gegen 
Dritte, wie sie die Bestimmungen des § 67 des 
Gesetzes über den Versicherungsvertrag vom 
30. Mai 1908 (RGBl. S. 263) und des § 1542 
der Reichsversicherungsordnung vom 19. Juli 
1911 (RGBl. S. 509) vorsehen, ist im Vieh- 
seuchengesetz nicht enthalten. Auch hat an- 
scheinend der nach dem Viehseuchengesetz zur 
Entschädigung Verpflichtete — hier: Staat, 
Tierseuchenkasse oder entsprechende Einrich- 
tungen — bisher von der ihm zustehenden 
Forderung auf Abtretung der Ersatzansprüche 
gemäß § 255 BGB gegenüber dem Entschädi- 
gungsberechtigten keinen Gebrauch gemacht. 
Mit Rücksicht jedoch darauf, daß die Entschä- 
digungen auf Grund des Viehseuchengesetzes 
aus sozialen Erwägungen geleistet und über- 
wiegend von der Allgemeinheit getragen wer- 
den, erscheint die Regelung des gesetzlichen 
Übergangs etwaiger Ersatzansprüche des Tier- 
halters gegen Dritte, einschließlich der von 
§ 255 BGB nicht erfaßten, aus einem Vertrag 
sich ergebenden Ansprüche auf den Träger der 
Tierseuchenentschädigung für geboten. 

Zu § 70 Nr. 3 

Die Festsetzung der Ausschlußfristen ist den 
neueren wissenschaftlichen Erkenntnissen an- 
gepaßt und für die zusätzlich aufgeführten 
Seuchen entsprechend eingefügt. 

Zu § 71 

Die hier vorgenommenen Änderungen ent- 
sprechen der Neufassung des § 66 Nr. 2 und 3. 
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